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Modernisierung der Betriebsprüfung
– (k)ein Segen für den Unternehmer
Steuerverfahrensrecht Mit Beginn des Jahres 2025 werden Änderungen bei der Außenprüfung durch die Finanzämter wirksam, die auch Wirkung für
zurückliegende Zeiträume entfalten können. Auch die Sanktionsmöglichkeiten verschärfen sich und können Mittelständler treffen. Steuerexperten
raten zu einer frühzeitigen Auseinandersetzung mit der Thematik.

Gastbeitrag von Frederik Karnath

D er Wunsch vieler Un-

ternehmen ist es, Be-

triebsprüfungen (BP)

schnell und geräusch-

los zu erledigen. Die

Praxis zeigt ein anderes Bild – das

Prüfungsklima ist angespannt, die

BP dauert lange, die aufgerufe-

nen Summen sind hoch und Steu-

erstrafverfahren nehmen zu. In

diesem Umfeld hat der Gesetz-

geber die BP „modernisiert“ – ob

die Änderungen auch zu Erleich-

terungen werden, bleibt abzu-

warten.

Verbindlich sind die Neuerun-

gen zwar erst für Zeiträume ab Ja-

nuar 2025. Doch durch die Hin-

tertür entfalten sie schon für Zeit-

räume Wirkung, die vor diesem

Datum liegen. Unternehmen soll-

ten daher heute schon für die

kommende Betriebsprüfung vor-

sorgen.

Was sind die
wichtigsten Änderungen?
n    Punkt 1: Legitimierung des Da-

tenzugriffs über Onlinespei-

cher und Cloudlösungen,
n    Punkt 2: Vereinheitlichung des

Zugriffs auf Datenverarbei-

tungssysteme des Unterneh-

mens, sogenannte EDV-

Schnittstellen,
n    Punkt 3: Begrenzung der „Ab-

laufhemmung“, also Festle-

gung der Verjährung auf fünf

Jahre, um die Dauer der Prü-

fungsmöglichkeit zu begren-

zen,
n    Punkt 4: Einführung von Teil-

abschlussbescheiden und einer

verbindlichen Teilzusage durch

den Betriebsprüfer,
n    Punkt 5: Einführung eines Ver-

zögerungsgeldes als Sanktion

im Kontext des „qualifizierten

Mitwirkungsverlangens“,
n    Punkt 6: Verbesserung der

Kommunikation durch das Set-

zen von Prüfungsschwerpunk-

ten seitens des Finanzamts,

Vereinbarung von Zwischen-

gesprächen und Festlegung von

Rahmenbedingungen für die

Erfüllung der allgemeinen Mit-

wirkungspflichten,
n    Punkt 7: Erweiterung der Be-

richtigungspflicht, sogenannte

Korrekturanzeige nach Para-

graf 153 AO (Abgabenord-

nung, Red), auf nicht geprüfte

Zeiträume.

Wie sind die
Änderungen zu bewerten?
Die geplante Vereinheitlichung

des Datenzugriffs für die Be-

triebsprüfung (Punkt 1) ist zu be-

grüßen, wenn sie für Rechtssi-

cherheit sorgt. Zunächst wird sie

jedoch zu Investitionsaufwand für

den Unternehmer führen, der sei-

ne EDV-Systeme anpassen muss.

Dazu kommt: Der Gesetzgeber

hat den Begriff des „Datenverar-

beitungssystems“ (Punkt 2) im

Gesetz nicht definiert. Ob damit

nur die Kasse und Warenwirt-

schaft oder beispielsweise auch

Betriebsstundenzähler und Lade-

säulen erfasst sind, ist unklar.

Gravierend ist dabei, dass das

Fehlen der Schnittstelle zukünftig

zur Verwerfung der Buchführung

(als nicht ordnungsgemäß) und ei-

ner Schätzung der Steuerschuld

durch die Finanzbehörden er-

mächtigen soll.

Ebenso ist die Begrenzung der

Festsetzungsfrist (Punkt 3) zur Be-

schleunigung per se ein richtiger

Schritt. Die Aushöhlung der Fünf-

jahresgrenze durch viele Aus-

nahmen, beispielsweise die Ein-

leitung eines Steuerstrafverfah-

rens oder Mitwirkungsverzöge-

rungen, lässt jedoch keine (zeit-

nahe) Rechtssicherheit erwarten.

Nahe liegt, dass sich der Trend

zum Strafverfahren fortsetzen

wird – gerade wenn eine Verjäh-

rung droht oder Sachverhalte kri-

tisch sind, steigt die Ermittlungs-

gefahr.

Das sogenannte qualifizierte

Mitwirkungsverlangen (Punkt 5)

erweitert die Rechte des Prüfers

massiv und hat weitreichende

Konsequenzen. Es findet Anwen-

dung, wenn im Zuge der BP keine

Rahmenbedingungen für die all-

gemeine Mitwirkung getroffen

werden, und ist Teil einer gestuf-

ten Vorgehensweise. Nach seiner

Androhung und Anwendung hat

der Steuerpflichtige einen Monat

Zeit, die Anforderung der Be-

triebsprüfung zu erfüllen. Wird

dem nicht entsprochen oder wird

die Mitwirkungshandlung un-

vollständig vorgenommen, wird

ein „Verzögerungsgeld“ als

Sanktion auferlegt. Es beträgt für

jeden vollen Kalendertag der Ver-

zögerung 75 Euro und kann für

maximal 150 Tage festgesetzt

werden. Wurde gegen den Steu-

erpflichtigen in den vergangenen

fünf Jahren bereits ein Mitwir-

kungsverzögerungsgeld ausge-

sprochen oder ist zu befürchten,

dass die Wirkung des Verzöge-

rungsgeldes nicht durchschlägt,

weil der Steuerpflichtige beson-

ders leistungsfähig ist (Umsatz

> 12 Millionen), kommt ein auf

150 Kalendertage begrenzter Zu-

schlag von maximal 25 000 Euro

pro Tag in Betracht. Ferner führt

die Mitwirkungsverzögerung

dann zur Verlängerung der

Festsetzungsfrist für den Betref-

fenden.

Was sind die Folgen für die Praxis?
Praxisrelevant wird das qualifi-

zierte Mitwirkungsverlangen ins-

besondere durch das Verzöge-

rungsgeld, das ein scharfes

Schwert der BP darstellt. Durch

die relativ niedrige Umsatzgrenze

von 12 Millionen Euro wird das

zudem auch im Mittelstand viru-

lent werden.

Für Unternehmen wird zu-

künftig die Vorbereitung einer

Betriebsprüfung mehr Aufmerk-

samkeit erfordern. Insbesondere

kritische Aspekte sollten im Vor-

feld aufgearbeitet werden und in

den Mittelpunkt rücken. Ebenso

empfiehlt es sich für das Unter-

nehmen, den Ablauf der Prüfung

proaktiv zu gestalten und mit dem

Finanzamt Vereinbarungen zu

treffen, wie die Mitwirkung aus-

sehen soll (Punkt 6).

Alle Anfragen seitens des Prü-

fers und das Mitwirkungsverlan-

gen sollten durch Experten kon-

trolliert werden: Insbesondere die

Begründung und Rechtmäßigkeit

des Mitwirkungsverlangens und

der Umfang dessen, was zu lie-

fern ist, werden dabei diskutiert

werden. Ist ein Mitwirkungsver-

langen rechtswidrig, weil es zu

weitgehend oder unverhältnis-

mäßig ist, kann es angefochten

werden; hier besteht eine Vertei-

digungsmöglichkeit.

Erhebliche praktische Relevanz

wird auch die Erweiterung des

Paragrafen 153 Abs. 4 AO („Kor-

rekturanzeige“) haben (Punkt 7):

Ab dem Jahr 2025 muss ein Un-

ternehmer Prüfungsfeststellungen

in nicht von der Betriebsprüfung

betroffenen, nicht verjährten

Zeiträumen korrigieren. Ein Ver-

stoß dagegen – aufgedeckt in der

Folgeprüfung – begründet schnell

den Vorwurf der Steuerhinterzie-

hung. Die Gefahr eines Steuer-

strafverfahrens im Nachgang an

eine BP steigt damit massiv.

Festzuhalten ist, dass die „Mo-

dernisierung“ eine Verschärfung

der Spielregeln darstellt und Un-

ternehmer dazu zwingt, das The-

ma BP noch ernster zu nehmen.

Andernfalls drohen empfindliche

finanzielle Mehrbelastungen.
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Steuerexperten empfehlen, den Ablauf einer Betriebsprüfung proaktiv zu gestalten und mit dem Finanzamt Vereinbarungen zu treffen, wie die
Mitwirkung konkret aussehen soll. Foto: Andrey Popov/stock.adobe.com


